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Entwurf eines Beschlusses des Rates über die Einsetzung eines Ausschusses 
für Regionalpolitik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 145, 

nach Vorlage eines Entwurfs der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Schlußerklärung ihrer Konferenz vom 
Oktober 1972 haben sich die Staats- und Regierungs- 
chefs dafür eingesetzt, die Regionalpolitik der Mit- 
gliedstaaten zu koordinieren. 

Es müssen schrittweise einander zugeordnete 
Ziele, aufeinander abgestimmte Maßnahmen und 
eine umfassende Betrachtungsweise der regionalen 
Entwicklung der Gemeinschaft erarbeitet werden. 

Es ist erforderlich, die wesentlichen Sachgebiete 
der Koordinierung festzulegen. 

Es ist notwendig, ein Verfahren festzulegen, nach 
dem über die Probleme der Regionalpolitik und die 
Maßnahmen auf der Ebene der Gemeinschaft bera- 
ten wird - 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um zur Koordinierung der Regionalpolitik der Mit- 
gliedstaaten beizutragen, wird bei Rat und Kom- 
mission ein Ausschuß für Regionalpolitik (Ausschuß) 
eingesetzt. 

A r t i k e 1 2 

1. Der Ausschuß hat die Aufgabe, auf Ersuchen des 
Rates oder der Kommission oder aus eigener 
Initiative Fragen der regionalen Entwicklung zu 
prüfen. Er untersucht, unbeschadet der Vorschrif- 
ten der Verträge, insbesondere: 


a) unter Berücksichtigung der Politik der Ge- 
meinschaft für andere Bereiche die regional- 
politischen Ziele, Mittel, Methoden und Er- 
fahrungen der Mitgliedstaaten; 

b) und zwar ständig, wie sich die wirtschaftliche 
und soziale Lage in den verschiedenen Ge- 
bieten der Gemeinschaft entwickelt; 

c) die von den Mitgliedstaaten vorgelegten Ent- 
wicklungsprogramme und spezifischen Ent- 
wicklungsziele, insbesondere für die Gebiete 
nach Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 

des Rates über den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung; 

d) die finanziellen Mittel, welche die Mitglied- 
staaten und die Gemeinschaft über einen Zeit- 
raum von mehreren Jahren für Maßnahmen 
der regionalen Entwicklung aufzuwenden be- 
absichtigen; 

e) die regionalwirtschaftlichen Auswirkungen 
der finanziellen Instrumente der Gemein- 
schaft; 

f) wie die Mittel der Gemeinschaft mit den Mit- 
teln der Mitgliedstaaten koordiniert einzu- 
setzen sind, um die Verwirklichung der Pro- 
gramme und der spezifischen Ziele zu erleich- 
tern; 

g) die Beihilferegelungen mit regionaler Zweck- 
bestimmung oder mit regionalen Auswirkun- 
gen; 

h) die Abbremsmaßnahmen in den Ballungsge- 
bieten; 

i) wie eine bessere Unterrichtung der öffent- 
lichen und privaten Investoren im Hinblick 
auf die regionale Entwicklung zu fördern ist. 

2. Der Ausschuß erstattet Rat und Kommission über 
die Ergebnisse seiner Arbeiten Bericht. 

Artikels 

1. Die Mitgliedstaaten und die Kommission ernen- 
nen je zwei Mitglieder des Ausschusses. Sie kön- 
nen zwei Stellvertreter bestimmen. Die von den 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
4. September 1973 - 1/4 (IV/ 1) -680 70- E- Re 21/73: 

Die Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 31. Juli 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Mitgliedstaaten ernannten Mitglieder und Stell- 
vertreter werden unter den für die Regional- 
politik zuständigen hohen Beamten ausgewählt. 

2. Soweit der Ausschuß nicht anders beschließt, 
können sich die Mitglieder von Sachverständigen 
begleiten lassen. 

3. Die Europäische Investitionsbank entsendet einen 
Beobachter. 

Artikel 4 

1. Der Ausschuß wählt mit Mehrheit aus der Mitte 
seiner Mitglieder für die Dauer von zwei Jahren 
seinen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 
Die Mandate können erneuert werden. 


2. Der Ausschuß kann die Untersuchung einzelner 
Fragen Arbeitsgruppen übertragen, denen einige 
Mitglieder,- Stellvertreter oder Sachverständige 
angehören. 

3. Die Kommission versieht das Sekretariat des 
Ausschusses. 

4. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 5 

Der Ausschuß kann nach den Vorschriften seiner 
Geschäftsordnung die in den Regionen vertretenen 
Auffassungen sowie die Auffassungen der Gewerk- 
schaften und Wirtschaftsverbände einholen. 
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Begründung 

1. Die Staats- und Regierungschefs haben auf ihrer 
Pariser Konferenz vom Oktober 1972 anerkannt, 
daß die gemeinschaftliche Regionalpolitik ebenso 
wie die Wirtschafts- und Währungsunion eine der 
Grundlagen zur Stärkung der Gemeinschaft abgibt. 
Sie gehen daher davon aus, daß den strukturellen 
und regionalen Ungleichgewichten, die den Aufbau 
der Wirtschafts- und Währungsunion beeinträchti- 
gen könnten, unverzüglich entgegenzuwirken ist. 
Die Schlußerklärung der Konferenz weist Wege des 
Handelns. Sie nennt namentlich die Koordinierung 
der Regionalpolitik der Mitgliedstaaten. 

Zweck dieses Entwurfs ist es, das Instrument zu 
schaffen, das die Koordinierung erleichtern soll: 
einen Ausschuß für Regionalpolitik. 

2. Es geht darum, dafür zu sorgen, daß die von den 
Mitgliedstaaten vorgesehenen regionalpolitischen 
Maßnahmen mit den Zielen der Gemeinschaft über- 
einstimmen. Ferner gilt es, darauf zu achten, daß 
Optionen und Prioritäten auf die Notwendigkeit ab- 
gestellt sind, die Wirtschaftspolitik der Mitglied- 
staaten schrittweise anzunähern. Daher muß die Ge- 
meinschaft die Probleme regionaler Entwicklung 
untersuchen, die sich auf ihrer Ebene stellen. Sie muß 
schrittweise zu einander zugeordneten Zielen, auf- 
einander abgestimmten Maßnahmen und zu einer 
umfassenden Betrachtungsweise der regionalen Ent- 
wicklung gelangen. 

3. In diesem Sinne sind die regionalpolitischen 
Ziele, Mittel, Methoden, besonders die der Statistik, 
und Erfahrungen der Mitgliedstaaten ständig mitein- 
ander zu vergleichen. 

Regionale Entwicklung betreiben, bedeutet erheb- 
liche Finanzmittel bereitstellen. Daher muß das 
Finanzvolumen abgeschätzt werden, das die Mit- 
gliedstaaten und die Gemeinschaft für regionalpoli- 
tische Maßnahmen aufzubringen beabsichtigten. 

Die Systeme der Regionalbeihilfen sind miteinander 
zu vergleichen, um ihre Harmonisierung zu erleich- 
tern. Dabei sind Ausmaß und Dringlichkeit der regio- 
nalen Entwicklungsprobleme zu berücksichtigen. 

Es gilt weiter, die staatlichen Maßnahmen zu unter- 
suchen, mit denen in den Ballungsräumen Investitio- 
nen abgebremst werden. Damit soll die Möglichkeit 
eröffnet werden, insoweit eine zusammenhängende 
Politik zu erarbeiten. 

Die Maßnahmen der Mitgliedstaaten und der Ge- 
meinschaft “ und zwar sowohl die Interventionen 


des Fonds für regionale Entwicklung als auch die 
der anderen Finanzinstrumente - sind rationell und 
wirksam auf die Gebiete zu konzentrieren, die be- 
sonders stark benachteiligt sind. Daher gilt es, die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung auf gemein- 
schaftlicher Ebene zu prüfen. Die Mitgliedstaaten 
müssen nach und nach Aktionsprogramme aufstel- 
len. Diese Programme werden den Rahmen für die In- 
terventionen des Regionalfonds abzugeben haben. 
Sie werden gleichzeitig als Koordinierungsinstru- 
ment für die übrigen Interventionen der Gemein- 
schaft dienen. 

Die Erfahrung lehrt, daß die Investoren, welche an 
der regionalen Entwicklung teilnehmen könnten, 
nicht immer über die notwendigen Auskünfte verfü- 
gen, um ihre Standorte in Kenntnis aller Umstände 
auszuzählen. Daher ist zu untersuchen, wie die 
öffentlichen und privaten Investoren besser über 
die Entwicklungsaussichten der Fördergebiete und 
die dort gegebenen Beihilfemöglichkeiten unterrich- 
tet werden können. 

4. Das geeignete Instrument zur Erleichterung der 
Koordinierung der Regionalpolitik der Mitglied- 
staaten ist ein Ausschuß, der den Regeln folgt, die 
der Vertrag für den Währungsausschuß vorsieht: 
den Vorsitz versieht ein Vertreter der Mitgliedstaa- 
ten, das Sekretariat die Kommission. Dies ist auch 
die Struktur der später geschaffenen Ausschüsse, 
die sich mit den verschiedenen Gesichtspunkten der 
Wirtschaftspolitik befassen: Ausschuß für Konjunk- 
turpolitik und Ausschuß für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik. 

5. Angesichts der besonderen regionalpolitischen 
Aufgabe der Europäischen Investitionsbank muß 
diese durch einen Beobachter vertreten sein. Außer- 
dem ist es notwendig, daß der Ausschuß auch die 
in den Regionen vertretenen Auffassungen und die 
Ansichten der Sozialpartner einholen kann. 

6. Dieser Entwurf ersetzt, soweit es um die Koor- 
dinierung der Regionalpolitik der Mitgliedstaaten 
geht, den Vorschlag der Kommission vom 17. Okto- 
ber 1969 für eine Entscheidung des Rates über die 
Mittel eines Vorgehens der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet regionaler Entwicklung ^). 

7. Es ist vorgesehen, das Europäische Parlament 
und den Wirtschafts- und Sozialausschuß anzuhören. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 152 
vom 28. November 1969 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates über die Errichtung eines Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- ‘ 
Schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 2 des Vertrages ist es eine der Auf- 
gaben der Gemeinschaft, eine harmonische Entwick- 
lung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemein- 
schaft zu fördern. 

Um eine gemeinschaftliche Lösung der regionalen 
Probleme energisch in Gang zu bringen, haben die 
Staats- und Regierungschefs die Organe der Gemein- 
schaft auf ihrer Pariser Konferenz vom Oktober 1972 
aufgefordert, vor dem 31. Dezember 1973 einen 
Fonds für regionale Entwicklung zu errichten. Die 
mit den Beihilfemaßnahmen der Mitgliedstaaten ab- 
gestimmten Interventionen dieses Fonds sollen es er- 
möglichen, im Zuge des Aufbaus der Wirtschafts- 
und Währungsunion die hauptsächlichen regionalen 
Ungleichgewichte zu berichtigen. Diese Ungleichge- 
wichte sind aus einem überwiegen der Landwirt- 
schaft, industriellen Wandlungen und strukturel- 
ler Unterbeschäftigung entstanden. 

Da der Vertrag keine Befugnisse vorsieht um 
diese Ziele zu verwirklichen, ist die Gemeinschaft 
nach Artikel 235 des Vertrages mit solchen Befug- 
nissen auszustatten. 

Dieses Ziel kann im Rahmen einer koordinierten 
Wirtschaftspolitik und einer Politik fester Wechsel- 
kurse nur erreicht werden, wenn für die regionale 
Entwicklung gemeinschaftliche Haushaltsmittel ein- 
gesetzt werden, die den Aufwand der Mitgliedstaa- 
ten ergänzen. 

Regionale Entwicklung bedingt einerseits, daß 
in der Industrie und im Dienstleistungsbereich neu 
investiert wird, um Arbeitsplätze zu schaffen oder 
zu erhalten. Sie erfordert andererseits den Bau und 
Ausbau von Infrastrukturen, die unmittelbar mit 
der Entwicklung von Industrie- und Dienstleistungs- 
betrieben verbunden sind. 

Es muß der Grundsatz gelten, daß der Fonds in 
den Gebieten zu intervenieren hat, in denen sich 
die Ungleichgewichte am stärksten auswirken. Es 
ist außerdem zu berücksichtigen, welche Bedeutung 


die Investitionen aus der Sicht des Gebietes und der 
Gemeinschaft haben. 

Die Verwaltung des Fonds muß der Kommission 
zufallen; diese ist durch einen Fondsausschuß zu un- 
terstützen. 

Der Fonds kann nur wirksam arbeiten, wenn sich 
die gemeinschaftlich geförderten Vorhaben in ein 
regionales Entwicklungsprogramm einfügen oder 
wenn sie, falls ein solches nicht besteht, spezifische 
Entwicklungsziele verwirklichen sollen. 

Die Beteiligung des Fonds darf die Mitgliedstaa- 
ten nicht veranlassen, ihre Anstrengungen auf dem 
Gebiet der regionalen Entwicklung zu verringern; 
sie muß die Anstrengungen der Mitgliedstaaten 
vielmehr ergänzen. 

Angesichts des Umfangs des finanziellen Auf- 
wands der Gemeinschaft sind Europäisches Parla- 
ment und Rat durch einen Jahresbericht regelmäßig 
besonders zu unterrichten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird ein Europäischer Fonds für regionale Ent- 
wicklung (Fonds) errichtet. 

Artikel 2 

1. Die für den Fonds im laufenden Haushaltsjahr 
bewilligten Mittel werden jährlich in den Haus- 
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften ein- 
gesetzt. 

2. Eine Haushaltsordnung nach Artikel 209 des Ver- 
trages bestimmt das Verfahren, nach dem die 
Ausgaben genehmigt werden. 

Artikel 3 

1. Der Rat stellt auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
einstimmig das Verzeichnis der Gebiete und Ge- 
bietsteile auf, zu deren Gunsten der Fonds inter- 
venieren kann und ändert es, soweit erforder- 
lich, nach dem gleichen Verfahren. Die Anwen- 
dung der Artikel 92 bis 94 bleibt unberührt. 

2. Diese Gebiete sind unter den Gebieten auszu- 
wählen, für die eine Beihilferegelung der Mit- 
gliedstaaten mit regionaler Zweckbestimmung 


1) siehe Anlage: Vorschlag eines Protokollvermerks für 
den Rat. 
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besteht und in denen das Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner unter dem gemeinschaftlichen 
Durchschnitt liegt. Bei diesen Gebieten und Ge- 
bietsteilen handelt es sich insbesondere um sol- 
che, die eine überwiegend landwirtschaftliche 
Struktur haben, industriellen Wandlungen un- 
terworfen sind und unter struktureller Unterbe- 
schäftigung leiden; dabei sind folgende Um- 
stände zu berücksichtigen: 

a) starke Abhängigkeit der Beschäftigungslage 
von der Landwirtschaft oder von Industrien 
im Rückgang; 

b) strukturelle Unterbeschäftigung, erhebliche 
und langanhaltende Arbeitslosigkeit oder 
starker negativer Wanderungssaldo; 

c) im Verhältnis zum gemeinschaftlichen Durch- 
schnitt niedriges Bruttoinlandsprodukt je Ein- 
wohner. 


Artikel 4 

1. Der Fonds kann sich beteiligen: 

a) an der Finanzierung von Investitionen in der 
Industrie und im Dienstleistungsbereich, wenn 
diese durch eine Beihilferegelung des Mit- 
gliedstaates mit regionaler Zweckbestimmung 
gefördert werden, wenn die Kosten der ein- 
zelnen Investition mehr als fünfzigtausend 
Rechnungseinheiten betragen und wenn die 
Investition gestattet, Arbeitsplätze zu schaf- 
fen oder aufrechtzuerhalten; 

b) an der Finanzierung von Infrastrukturinvesti- 
tionen, die zur Entwicklung von Industrie- 
und Dienstleistungsbetrieben notwendig sind, 
sofern die Investition ganz oder teilweise 
von der öffentlichen Hand getragen wird. 

2. Der Fonds beteiligt sich: 

a) bei Investitionen nach Absatz 1 a mit höch- 
stens fünfzehn vom Hundert der Kosten; die- 
ser Betrag darf jedoch fünfzig vom Hundert 
der Beihilfen nicht überschreiten, welche die 
Behörden für diese Investition im Rahmen 
einer Beihilferegelung des Mitgliedstaates 
mit regionaler Zweckbestimmung gewährt 
haben; als Beihilfen des Mitgliedstaates sind 
Zinsvergütungen und Zuschüsse anzusehen, 
unabhängig davon, ob diese nach einem Vom- 
hundertsatz der Investition oder nach den 
geschaffenen Arbeitsplätzen festgesetzt wer- 
den; 

b) für Investitionen nach Absatz 1 b mit höch- 
stens dreißig vom Hundert der Ausgaben der 
Behörden. 


3. Zugunsten von Infrastrukturen kann der Fonds 
sich in Form einer Zinsvergütung von drei Punk- 
ten für Darlehen der Europäischen Investitions- 
bank nach Artikel 130 a) und b) des Vertrages 
beteiligen. 

4. Diese Vorschriften berühren nicht die Anwen- 
dung der Artikel 92 bis 94 des Vertrages. 

Artikel 5 

1. Über die Beteiligung des Fonds entscheidet die 
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 
13 nach Maßgabe der Stärke des wirtschaftlichen 
Ungleichgewichts in dem Gebiet, in dem die Inve- 
stition getätigt wird, und der unmittelbaren und 
mittelbaren Auswirkungen der Investition auf 
die Beschäftigungslage unter Berücksichtigung 
folgender Gesichtspunkte: 

a) Zusammenhang der Investition mit den Pro- 
grammen oder spezifischen Zielen für regio- 
nale Entwicklung nach Artikel 6; 

b) Beitrag der Investition zur wirtschaftlichen 
Entwicklung des Gebietes; 

c) Zusammenhang mit den Programmen oder 
Zielen der Gemeinschaft, besonders wenn sie 
im Rahmen sektoraler Politik aufgestellt sind; 

d) Auswirkung der Investition auf die Umwelt- 
verhältnisse, besonders für die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen; 

e) transnationale Wirkung der Investition (In- 
vestor aus einem anderen Mitgliedstaat) ; 

f) grenzüberschreitende Wirkung der Investi- 
tion (zusammenhängende Gebiete mehrerer 
Mitgliedstaaten) . 

2. Bei Prüfung der Anträge wird auch eine ander- 
weitige Beteiligung der Organe der Gemeinschaft 
oder der Europäischen Investitionsbank nach 
Artikel 130 a) des Vertrages berücksichtigt. 

3. Bei Infrastrukturvorhaben mit einem Kostenauf- 
wand von mehr als zwanzig Millionen Rech- 
nungseinheiten hört die Kommission, bevor sie 
nach Artikel 13 die Stellungnahme des Fonds- 
ausschusses einholt, den Ausschuß für Regional- 
politik an. 

Artikel 6 

1. Der Fonds kann sich nur beteiligen, wenn sich 
die Investitionen in ein regionales Entwicklungs- 
programm einfügen, dessen Verwirklichung ge- 
eignet ist, dazu beizutragen, die strukturellen 
und regionalen Ungleichgewichte zu berichtigen, 
die den Aufbau der Wirtschafts- und Währungs- 
union beeinträchtigen können. Soweit ein sol- 
ches Programm nicht besteht, genügt es bis zum 
31. Dezember 1975, wenn die Investitionen, an 
denen sich der Fonds beteiligen kann, spezifi- 
schen regionalen Entwicklungszielen entsprechen. 


6 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/982 


In diesem Fall übermitteln die Mitgliedstaaten 
der Kommission jährlich alle zweckdienlichen An- 
gaben über die Mittel, die sie für die Entwick- 
lung der in dem Verzeichnis nach Artikel 3 ent- 
haltenen Gebiete einsetzen und einzusetzen be- 
absichtigen, sowie über die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung dieser Gebiete. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihre 
regionalen Entwicklungsprogramme und -ziele 
mit. Die erste Mitteilung hat vor dem 1. Oktober 
1974 einzugehen. 

3. Die Programme bezeichnen die Ziele und Mittel 
für die Entwicklung des Gebietes. Sie enthalten 
hinreichende Einzelheiten über die 

a) wirtschaftliche und soziale Entwicklung des 
Gebietes (insbesondere Bevölkerung, Beschäf- 
tigung, Regionalprodukt, sektorale Struktur, 
Infrastruktur, Ökologie, Ausnutzung des Bo- 
dens) ; 

b) vorgesehenen Maßnahmen einschließlich eines 
Zeitplanes für Infrastrukturen und wirtschaft- 
liche Tätigkeiten; 

c) vorgesehene Finanzierung; 

d) für diese Maßnahmen verantwortlichen Be- 
hörden, Organisationen und Einrichtungen. 

4. Der Ausschuß für Regionalpolitik ist zu den 
regionalen Entwicklungsprogrammen oder -zielen 
anzuhören. Die Kommission muß feststellen, daß 
diese Programme und Ziele mit den Zielen der 
Gemeinschaft übereinstimmen. 

A r t i k e 1 7 

Für öffentliche Ausgaben nach Artikel 4, die vor 
mehr als sechs Monaten vor Vorlage des Antrags 
getätigt wurden oder die Investitionen betreffen, die 
vor mehr als zwölf Monaten vor diesem Zeitpunkt 
vollendet wurden, kommt der Fonds nicht auf. 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
ihre Anträge auf Beteiligung des Fonds mit den 
in der Haushaltsordnung nach Artikel 2 vorge- 
sehenen Angaben. Für Investitionen in der In- 
dustrie oder im Dienstleistungsbereich mit einem 
Kostenaufwand von weniger als zehn Millionen 
Rechnungseinheiten sowie Infrastrukturinvesti- 
tionen mit einem Kostenaufwand von weniger 
als zwanzig Millionen Rechnungseinheiten legen 
die Mitgliedstaaten ihre Anträge in Form von 
vierteljährlichen Ausgabeübersichten vor; die 
Ausgabeübersichten sind für jedes der in dem 
Verzeichnis nach Artikel 3 aufgeführten Gebiete 
getrennt aufzustellen. 

2. Die Kommission entscheidet über die Beteiligung 
des Fonds 


— im Einzelfall: für Investitionen in der Indu- 
strie und im Dienstleistungsbereich mit einem 
Kostenaufwand von zehn Millionen Rech- 
nungseinheiten oder mehr und für Infrastruk- 
turvorhaben mit einem Kostenaufwand von 
zwanzig Millionen Rechnungseinheiten oder 
mehr, 

— zusammengefaßt: über die anderen Anträge. 

Artikel 9 

Die Kommission überweist die Zahlungen im Ein- 
zelfall nach den Regeln der Haushaltsordnung nach 
Artikel 2 an den Mitgliedstaat, eine von diesem be- 
nannte Stelle oder an die Europäische Investitions- 
bank. 

A r t i k e 1 10 

1. Die Kommission sorgt in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten für die ordnungsgemäße Ausfüh- 
rung der aus dem Fonds geförderten Vorhaben. 

2. Wird ein durch eine Entscheidung über eine Be- 
teiligung des Fonds gefördertes Vorhaben nicht 
wie vorgesehen ausgeführt oder läßt sich die 
öffentliche Hand eine von ihr gewährte Beihilfe, 
zu welcher der Fonds beigetragen hat, ganz oder 
teilweise erstatten, so kann die Kommission den 
Beitrag des Fonds nach Anhörung des Fonds- 
ausschusses aussetzen, kürzen oder widerrufen. 
Der Mitgliedstaat treibt die zu erstattenden Be- 
träge bei; er überweist sie innerhalb von sechs 
Monaten nach der Entscheidung über die Aus- 
setzung, die Kürzung oder den Widerruf der 
Kommission. 

Artikel 11 

1. Die Kommission kann einen Teil der Mittel des 
Fonds, die zu diesem Zweck in den Haushalt der 
Gemeinschaft eingesetzt werden, dazu verwen- 
den, Gutachten zu fördern oder anfertigen zu 
lassen, welche in engem Zusammenhang mit der 
Tätigkeit des Fonds oder der regionalen Ent- 
wicklung der Gemeinschaft stehen. 

2. Wird ein Gutachten auf Antrag eines Mitglied- 
staates erstattet, darf der Beitrag nicht mehr als 
fünfzig vom Hundert der Kosten betragen. 

Artikel 12 

1. Es wird ein Fondsausschuß (Ausschuß) eingesetzt. 
Diesem gehören Vertreter der Mitgliedstaaten 
an. Den Vorsitz versieht ein Vertreter der Kom- 
mission. 

2. Im Ausschuß werden die Stimmen der Mitglied- 
staaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 
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Artikel 13 

1. Wenn auf das in dieser Vorschrift geregelte Ver- 
fahren Bezug genommen ist, befaßt der Vorsit- 
zende den Ausschuß aus eigener Initiative oder 
auf Antrag eines Vertreters eines Mitgliedstaa- 
tes. 

2. Der Vertreter der Kommission legt einen Ent- 
scheidungsentwurf vor. Der Ausschuß äußert sich 
innerhalb einer Frist, die der Vorsitzende nach 
der Dringlichkeit der zur Prüfung anstehenden 
Angelegenheit bemessen kann. Der Ausschuß 
beschließt mit einer Mehrheit von einundvierzig 
Stimmen. 

3. Die Kommission trifft Entscheidungen, die sofort 
anwendbar sind. Stimmt diese jedoch mit der 
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein, 
teilt die Kommission ihre Entscheidung unver- 
züglich dem Rat mit. Die Kommission kann ihre 
Entscheidung bis zur Dauer eines Monats seit der 
Mitteilung aussetzen. Der Rat kann innerhalb 
eines Monats mit qualifizierter Mehrheit abwei- 
chend entscheiden. 


Artikel 14 

Der Ausschuß kann sich mit allen anderen Fragen 
der Arbeitsweise des Fonds befassen, die sein Vor- 
sitzender aus eigener Initiative oder auf Antrag 
eines Vertreters eines Mitgliedstaates aufwirft. 

Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission machen 
die Beteiligung des Fonds öffentlich bekannt und 
unterrichten die betroffenen Investoren davon, daß 
ein Teil der ihnen gewährten Beihilfe aus Mitteln 
der Gemeinschaft stammt. 


Artikel 16 

1. Die Kommission legt dem Europäischen Parla- 
ment und dem Rat vor dem 1. Juli eines jeden 
Jahres einen Bericht über die Anwendung die- 
ser Verordnung während des Vorjahres vor. Der 
Bericht gibt besonders darüber Aufschluß, inwie- 
weit die Mittel des Fonds mit Rücksicht auf die 
Stärke der regionalen Ungleichgewichte verwen- 
det worden sind und welche Maßnahmen regio- 
naler Entwicklung angesichts der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung der Gemeinschaft in 
einem oder mehreren der in dem Verzeichnis 
nach Artikel 3 enthaltenen Gebiete notwendig 
erscheinen. Aus ihm geht auch hervor, welche 
Fortschritte bei der Berichtigung dieser Ungleich- 
gewichte erzielt worden sind. 

2. Dieser Bericht gibt ferner über die finanzielle 
Verwaltung des Fonds und über die Folgerungen 
Auskunft, die die Kommission aus der Über- 
wachung der Interventionen des Fonds ableitet. 

Artikel 17 

Die zur Anwendung dieser Verordnung erforder- 
lichen Maßnahmen werden nach dem Verfahren des 
Artikels 13 getroffen. 

Artikel 18 

Der Rat überprüft diese Verordnung spätestens vor 
Ablauf des dritten Jahres nach ihrem Inkrafttreten. 


Artikel 19 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag eines Protokollvermerks für den Rat 

Für die Regionalbeihilfen nach dem luxemburgischen 
Gesetz über die Wirtschaftsausweitung muß die 
luxemburgische Regierung noch die Randgebiete für 
die Gewährung der Beihilfen festlegen. Daher ist 
vereinbart, daß der Fonds bereits jetzt zugunsten 
der mit Vorrang geförderten Agrargebiete nach der 

Verordnung des Rates Nr vom intervie- 

nieren kann. 
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Begründung 

1. Angesichts des Entwicklungsstandes der Gemein- 
schaft gilt es, den Weg zu einer gemeinschaftlichen 
Lösung der regionalen Probleme einzuschlagen und 
einen Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
zu schaffen. Dazu haben die Staats- und Regierungs- 
chefs die Organe der Gemeinschaft auf ihrer Pariser 
Konferenz vom Oktober 1972 auf gefordert. 

2. Um die Beteiligung der Gemeinschaft wirksam 
zu gestalten, muß die angestrebte Lösung drei An- 
forderungen entsprechen: ergänzende Natur im Ver- 
hältnis zur Regionalpolitik der Mitgliedstaaten, Ver- 
waltung mit leichter Hand, Investitionen im Rahmen 
von regionalen Entwicklungsprogrammen oder spe- 
zifischen Entwicklungszielen. 

a) Ergänzende Natur 

Die Beteiligung der Gemeinschaft darf die Inter- 
ventionen der Mitgliedstaaten nicht ersetzen; sie 
muß sie vielmehr ergänzen. Ihr Ziel ist es, die 
regionale Entwicklung über das hinaus zu be- 
schleunigen, was die Mitgliedstaaten zu erreichen 
vermögen. Dabei ist die Disziplin zu beachten, 
welche die Wirtschafts- und Währungsunion für 
die Verwendung der eigenen Einnahmen fordert. 
Die bisherigen Maßnahmen haben sich trotz ge- 
wisser Fortschritte als ungenügend erwiesen. Es 
ist nicht in ausreichendem Maße gelungen, der 
Tendenz der Unternehmen entgegenzuwirken, 
sich in hochentwickelten Gebieten mit bedeuten- 
den externen Ersparnissen anzusiedeln. Die Ver- 
wirklichung des Gemeinsamen Marktes kann 
diese Tendenz noch verstärken. Die zusätzliche 
Unterstützung aus Mitteln der Gemeinschaft ist 
auch notwendig, damit Gebiete, die zwar heute 
noch in ihrer Entwicklung zurückstehen, aber 
große Möglichkeiten einer Entfaltung haben, 
ihren vollen Wert erlangen. Davon wird die Ge- 
meinschaft als Ganze sowohl in ihrem Wachstum 
als auch in ihrer Wettbewerbsfähigkeit Nutzen 
ziehen. 

Indem er zusätzliche Mittel bereitstellt, trägt der 
Europäische Fonds für regionale Entwicklung da- 
zu bei, eine „harmonische Entwicklung des Wirt- 
schaftslebens innerhalb der Gemeinschaft zu för- 
dern", die „Lebens- und Beschäftigungsbedingun- 
gen stetig zu bessern" und den „Abstand zwi- 
schen den einzelnen Gebieten und den Rückstand 
weniger begünstigter Gebiete zu verringern". 
Alles das fordert der Vertrag. Um diese Ziele zu- 
erreichen, und für den Fall, daß namentlich die 
Maßnahmen der Gemeinschaft zur Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion be- 
sondere Schwierigkeiten für gewisse Gebiete 
hervorrufen können, behält sich die Kommission 
vor, Vorschläge vorzulegen oder geeignete Emp- 
fehlungen auszusprechen. Auf diese Weise sol- 
len die Instrumente der Gemeinschaft eingesetzt 
werden können, um Schwierigkeiten zu lösen. 


b) Verwaltung mit leichter Hand 

Die gemeinschaftliche Beteiligung soll geschmei* 
dig sein. Das muß sich bei der Auswahl der ge- 
förderten Investitionen, der schnellen Abwick- 
lung des Verfahrens und der Anpassung der 
Sätze zeigen. 

i) Auswahl der Investitionen 

Die regionalen Probleme sind von Land zu 
Land und von Gebiet zu Gebiet verschieden. 
Die gemeinschaftliche Beihilfe muß sowohl Ge- 
bieten zugute kommen können, in denen das 
Ungleichgewicht in der Landwirtschaft be- 
gründet ist, als auch Gebieten, in denen die 
Ursachen bei der Industrie zu suchen sind. Sie 
muß auf die vorrangigen Bedürfnisse jedes 
Gebietes abgestellt sein: Industrialisierung, 
Ansiedlung von Dienstleistungsbetrieben, In- 
frastrukturmaßnahmen in unmittelbarem Zu- 
sammenhang mit der wirtschaftlichen Entwick- 
lung. Die Infrastrukturen spielen für die re- 
gionale Entwicklung eine sehr wichtige Rolle. 
Die gemeinschaftliche Beihilfe muß besonders 
sorgfältig darauf abgestellt sein, daß die Ent- 
wicklung der Infrastrukturen mit den ande- 
ren Bereichen der gemeinschaftlichen Politik 
abgestimmt ist. Das gilt besonders für den 
Verkehr und die Energiewirtschaft. 

Die Kommission meint, daß die Mittel des 
Fonds im übrigen auf angemessene Weise 
auf die Gebiete zu verteilen sind, die Mittel 
des Fonds erhalten können. Die Aufteilung 
muß die Stärke der regionalen Ungleichge- 
wichte berücksichtigen. Grundlage dafür ge- 
ben die gemeinschaftlichen Merkmale des Ar- 
tikels 3 dieser Verordnung ab. Diese sind der 
vorgesehenen Verordnung über die Festle- 
gung der Gebiete, die aus dem Fonds zu för- 
dern sind, zugrunde zu legen. 

ii) Schnelle Abwicklung der Verfahren 

Die Unternehmer müssen, bevor sie sich 
entscheiden, wissen, auf welche Vergün- 
stigungen sie je nach Standort Anspruch 
haben. Andernfalls würden sie ihre Wahl 
treffen, ohne die Beihilfemöglichkeit 
ernsthaft geprüft zu haben. 

Daher darf die gemeinschaftliche Beihilfe 
die Entscheidungen der Mitgliedstaaten 
im Rahmen ihrer Regionalpolitik nicht 
verzögern. Sie muß also nach der erfor- 
derlichen Prüfung die Form einer Erstat- 
tung annehmen können. 

iii) Anpassung der Sätze 

Die Gemeinschaft darf sich nicht gleich- 
Die Gemeinschaft darf sich nicht gleich- 
förmig an den Ausgaben der Mitglied- 
staaten beteiligen. Sie muß die Besonder- 
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wirtschaftlichen Zusammenhang berück- 
sichtigen. Sie muß ihren allgemeinen In- 
teressen Rechnung tragen. Sie muß 
schließlich zwischen Produktivinvestionen 
und Infrastrukturmaßnahmen differenzie- 
ren. 

c) Rahmen der Investitionen 

Die gemeinschaftliche Beteiligung muß sich 
auf Entwicklungsprogramme oder spezifische 
Ziele stützen, in die sich die Investitionen 
einfügen und die vom Ausschuß für Regional- 
politik geprüft sind. Es kommt nämlich darauf 
an, daß die gemeinschaftlichen Maßnahmen 
einer umfassenden Politik dienen, die deutlich 
europäisch ist. Allein Vergleich und Koordi- 
nierung der Politik der Mitgliedstaaten ge- 
währleisten dieses Ergebnis und gleichzei- 
tig eine Erfolgskontrolle der Maßnahmen. Sie 
sollen es auch ermöglichen, auf Initiative der 
Kommission schrittweise die allgemeinen re- 
gionalpolitischen Ziele der Gemeinschaft fest- 
zulegen. Sie sollen die Kommission in die 
Lage versetzen, die empfindlichen Regional- 
probleme herauszustellen, für deren Lösung 
die wesentlichen Mittel des Fonds verwendet 
werden sollen. 

3. Die Staats- und Regierungschefs haben auf ihrer 
Pariser Konferenz vom 19. bis 21. Oktober 1972 aner- 
kannt, daß es sehr dringend ist, den strukturellen 
und regionalen Ungleichgewichten entgegenzuwir- 
ken, die den Aufbau der Wirtschafts- und Währungs- 
union beeinträchtigen könnten. 


Die Regionalpolitik ist für den Aufbau Europas von 
grundlegender Bedeutung. Ihre Anwendung und ihre 
Fortentwicklung müssen daher als Teil des stufen- 
weisen Prozesses der europäischen Einigung gesehen 
werden. Sie ist eng mit allen anderen Maßnahmen 
der Gemeinschaft abzustimmen, die diesem Ziel die- 
nen. Aus dieser Sicht schlägt die Kommission vor, 
für das Jahr 1974 500 Millionen Rechnungseinheiten 
in den Haushalt der Gemeinschaft einzusetzen. Beim 
gegenwärtigen Stand ihrer Überlegungen meint sie 
auch, daß das Ausmaß der regionalen Ungleichge- 
wichte erfordern wird, für die beiden folgenden Jah- 
re Beträge in einer Größenordnung von 750 Millio- 
nen Rechnungseinheiten für 1975 und 1 Milliarde 
Rechnungseinheiten für 1976 vorzusehen. Dabei sind 
die gewonnenen Erfahrungen zu berücksichtigen. 

4. Dieser Vorschlag ersetzt, soweit es um den 
Fonds für regionale Entwicklung geht, die Vorschlä- 
ge der Kommission vom 17. Oktober 1969 für eine 
Entscheidung des Rates über die Mittel eines Vor- 
gehens der Gemeinschaft auf dem Gebiet regionaler 
Entwicklung^) und vom 28. Mai 1971 für eine Ver- 
ordnung über den Europäischen Zinsvergütungs- 
fonds für regionale Entwicklung ®). 

5. Es ist vorgesehen, den Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß fakultativ anzuhören. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 152 
vom 28. November 1969 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 90 
vom 11. September 1971 
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Vorschlag für eine Haushaltsordnung zur Festlegung von Sonderbestimmungen 
für den Europäischen Fonds für Regionalentwicklung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 209, 

gestützt auf Artikel 2 der Verordnung (EWG) des 
Rates Nr. . . . vom .... über die Errichtung des Euro- 
päischen Fonds für Regionalentwicklung, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Investitionen, an denen sich der Fonds be- 
teiligt, können sich über mehrere Jahre erstrecken. 

Die Zuschüsse aus dem Fonds müssen mehrere 
Jahre hindurch gezahlt werden können. 

Die Verordnung des Rates Nr. , . . vom .... sieht 
in Artikel 10 unter anderem vor, daß die Kommis- 
sion in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten für 
die ordnungsgemäße Ausführung der aus dem Fonds 
geförderten Vorhaben sorgt. 

Eine wirksame Kontrolle der Tätigkeit des Euro- 
päischen Fonds für Regionalentwicklung ist erfor- 
derlich — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Finanzvorschriften 

Artikel 1 

Titel I bis VI einschließlich und Titel XI der Haus- 
haltsordnung vom 25. April 1973 für den Gesamt- 
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 
finden auf den Europäischen Fonds für Regionalent- 
wicklung (Fonds) Anwendung, soweit diese Verord- 
nung nichts anderes bestimmt. 

Artikel 2 

1. Gemäß der Verordnung des Rates Nr. . . . vom . . 
erscheinen im Haushaltsplan eines Haushalts- 
jahres unter dem Titel des Fonds für das betref- 
fende Haushaltsjahr 

a) die Verpflichtungsermächtigungen 
und 

b) die Zahlungsermächtigungen. 


2. Die Verpflichtungsermächtigungen sind dazu be- 
stimmt, die vollständige Deckung der Verpflich- 
tungen zu gewährleisten, welche die Kommission 
in Anwendung der Verordnung des Rates Nr. . . . 
vom .... eingeht. 

Sie stellen die Höchstgrenze der Ausgaben dar, 
für die die Kommission während des betreffen- 
den Haushaltsjahres Ausgabenverbindlichkeiten 
für die Ausführung der entsprechenden Vorhaben 
eingehen kann. 

Die Verpflichtungsermächtigungen bleiben so lan- 
ge verfügbar, wie sie nicht im Wege des Haus- 
haltsverfahrens aufgehoben worden sind. 

3. Die Zahlungsermächtigungen stellen die Höchst- 
grenze der Ausgaben dar, die während eines 
Haushaltsjahres zur Deckung der im Laufe des 
Haushaltsjahres oder im Laufe früherer Haus- 
haltsjahre eingegangenen Zahlungsverpflichtun- 
gen angeordnet oder gezahlt werden können. 

Artikel 3 

Für den Fonds gelten als Zahlungsverpflichtungen 
die von der Kommission auf die Anträge der Mit- 
gliedstaaten hin getroffenen Entscheidungen zur Ge- 
währung von Zuschüssen aus dem Fonds. 

Artikel 4 

1. Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c 
der Haushaltsordnung vom 25. April 1973 sind 
die Mittel, die am Ende eines Haushaltsjahres 
zur Erfüllung der von der Kommission einge- 
gangenen Zahlungsverpflichtungen benötigt wer- 
den, zwei Jahre lang automatisch zu übertragen. 

2. Nach Ablauf dieses Zeitraums kann die Kom- 
mission dem Rat jedes Jahr bis zum 1. Mai eine 
Liste der weiterhin gebundenen Mittel vorlegen, 
deren Übertragung mit ordnungsgemäßer Be- 
gründung beantragt wird. Der Rat beschließt hier- 
über innerhalb eines Monats mit qualifizierter 
Mehrheit. Ergeht bis zum Ablauf dieser Frist kein 
Beschluß, so gelten die Mittelübertragungen als 
genehmigt. 

Artikel 5 

Die Mittel für die Zuschüsse aus dem Fonds nach 
Artikeln 4 und 11 der Verordnung des Rates Nr. . . . 
vom .... werden gesondert ausgewiesen. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 
vom 12. Mai 1973, Verordnung 13/91/EGKS, EWG, 
Euratom 
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TITEL II 


Durchführungsbestimmungen 


Artikel 6 

1. Für die Prüfung der Anträge auf Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Fonds gelten folgende Be- 
stimmungen. 

2. Bei Investitionen inL Industrie- oder Dienstlei- 
stungsbereich mit einem Kostenaufwand von we- 
niger als 10 Millionen Rechnungseinheiten sowie 
Infrastrukturvorhaben mit einem Kostenaufwand 
von weniger als 20 Millionen Rechnungseinheiten 
werden die Anträge bei der Kommission von 
den Mitgliedstaaten gestellt, nachdem sie ihren 
Beihilfe- oder Finanzierungsbeschluß gefaßt ha- 
ben. Diese Anträge werden nach Gebieten zu- 
sammengefaßt und getrennt nach Investitionen 
im Industrie- oder Dienstleistungsbereich und 
Infrastrukturinvestitionen zu Beginn eines jeden 
Vierteljahres vorgelegt. 

Die Anträge müssen folgende Angaben enthalten: 

a) Bei Investitionen im Industrie- oder Dienst- 
leistungsbereich den Namen des Unterneh- 
mens, den Wirtschaftsbereich, die Art und 
den Ort des Vorhabens, die Höhe der Inve- 
stitionen, die Auswirkung auf die Beschäf- 
tigung, den Zeitplan und die gewährten Zu- 
schüsse oder Zinsvergütungen. Die Kommis- 
sion kann auch alle von ihr für notwendig er- 
achteten genaueren Angaben über andere als 
die obengenannten Beihilfen verlangen, die 
der Staat gegebenenfalls gewährt hat oder 
gewähren will. 

b) Bei Infrastrukturvorhaben die zuständige Be- 
hörde, die Art und den Ort des Vorhabens, 
die Kosten, den Finanzierungsplan und den 
Zeitplan. 

c) Bei Investitionen im Industrie- und Dienstlei- 
stungsbereich gibt der Mitgliedstaat in seinem 
Antrag den Gesamtzuschuß an, der dem Unter- 
nehmen seines Erachtens gewährt werden 
sollte und den Beitrag zu diesem Zuschuß, 
den er bei der Gemeinschaft beantragt. 

d) Außerdem teilt der Mitgliedstaat der Kom- 
mission für jede Gruppe von Anträgen die 
Einzelheiten mit, die es der Kommission er- 
möglichen, die Bedeutung der Investitionen 
nach den in Artikel 5 der Verordnung Nr. . . . 
festgesetzten Kriterien zu beurteilen. 

Auf der Grundlage dieser Einzelheiten setzt 
die Kommission nach Stellungnahme des 
Fondsausschusses - sofern alle Investitionen 
für einen Zuschuß aus dem Fonds in Betracht 


komemn - einen für die gesamte Gruppe von 
Investitionen geltenden Satz für die Beteili- 
gung des Fonds fest. 

3. Bei Investitionen im Industrie- oder Dienstlei- 
stungsbereich mit einem Kostenaufwand von über 
10 Millionen Rechnungseinheiten und Infrastruk- 
turvorhaben mit einem Kostenaufwand von über 
20 Millionen Rechnungseinheiten können die An- 
träge bei der Kommission entweder gestellt wer- 
den, nachdem der Staat seinen Beihilfe- oder 
Finanzierungsbeschluß bereits gefaßt hat oder 
aber noch bevor er über seine eigene Maßnahme 
entschieden hat. Die Anträge sind einzeln einzu- 
reichen; dabei sind bei Investitionen im Industrie- 
und Dienstleistungsbereich die in Absatz 2 vor- 
gesehenen Angaben durch die Angabe des 
Finanzierungsplans zu ergänzen, über jeden An- 
trag wird gesondert entschieden. Die Kommission 
kann ihren Beschluß von den von ihr notwendig 
erachteten Bedingungen abhängig machen. 


Artikel 7 

1. Ist die Entscheidung über eine Zuschußgewäh- 
rung getroffen, so wird die Höhe dieses Zuschus- 
ses als Vomhundertsatz der von dem Mitglied- 
staat beschlossenen Beihilfe oder Direktfinanzie- 
rung ausgedrückt. 

2. Die Zahlungen des Fonds werden auf der Grund- 
lage dieses Vomhundertsatzes entsprechend den 
Ausgaben des Mitgliedstaats gegen Vorlage von 
Vierteljahresabrechnungen über diese Ausgaben 
mit den dazugehörigen Belegen geleistet; bei In- 
frastrukturvorhaben gehört zu diesen Belegen 
eine Übersicht über den Stand der Arbeiten. 

3. Besteht die Maßnahme des Mitgliedstaats in einer 
Zinsvergütung, so wird der Zuschuß aus dem 
Fonds als Vomhundersatz dieser Zinsvergütung 
ausgedrückt, die auf der Grundlage des zum Zeit- 
punkt der Vorlage des Zuschußantrags geltenden 
Zinssatzes für Darlehen der Europäischen Inve- 
stitionsbank aktualisiert wird. Der Zuschuß des 
Fonds wird in einem Mal bei Ergehen der Ent- 
scheidung über die Gewährung in einer Summe 
gezahlt. 


Artikel 8 

Zuschüsse aus dem Fonds, die gemäß Artikel 4 Ab- 
satz 2 Buchstabe c der Verordnung des Rates Nr. . . . 
vom . . . . in Form von Zinsvergütungen für ein Dar- 
lehen der Europäischen Investitionsbank gewährt 
werden, werden der Bank in aktualisierter Form ge- 
mäß Artikel 7 Absatz 3 in zwei Raten gezahlt. 
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TITEL III 

Nachprüfung und Kontrolle 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission alle 
für die Tätigkeit des Fonds erforderlichen Aus- 
künfte zur Verfügung und treffen alle Maßnah- 
men, die geeignet sind, etwaige Kontrollen - ein- 
schließlich Nachprüfungen an Ort und Stelle - zu 
erleichtern, die die Kommission im Rahmen der 
Verwaltung des Fonds für zweckmäßig erachtet. 

2. Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten nach 
einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungs Vor- 
schriften durchgeführten Kontrollen und unbe- 
schadet des Artikels 206 des Vertrages sowie al- 
ler aufgrund von Artikel 209 Buchstabe c des 
Vertrages durchgeführten Kontrollen werden auf 
Ersuchen der Kommission und im Einvernehmen 
mit dem betreffenden Mitgliedstaat von den zu- 
ständigen Stellen dieses Mitgliedstaates Nach- 
prüfungen an Ort und Stelle oder Ermittlungen 
in bezug auf die vom Fonds finanzierten Maß- 
nahmen durchgeführt. Bedienstete der Kommis- 
sion können sich daran beteiligen.- Die Kommis- 


sion kann Fristen für die Durchführung dieser 
Nachprüfungen festsetzen. 

3. Mit diesen Nachprüfungen an Ort und Stelle 
oder Ermittlungen in bezug auf die vom Fonds 
finanzierten Maßnahmen soll insbesondere ge- 
prüft werden: 

a) ob die Verwaltungspraxis mit den Vorschrif- 
ten der Gemeinschaft in Einklang steht, 

b) ob alle Belege vorhanden sind und mit den 
vom Fonds finanzierten Maßnahmen überein- 
stimmen, 

c) unter welchen Bedingungen die vom Fonds 
finanzierten Maßnahmen durchgeführt und 
nach geprüft werden, 

d) ob die vorgenommenen Investitionen mit den 
vom Fonds finanzierten Maßnahmen im Ein- 
klang stehen. 

4. Die Kommission kann die Zahlung der Zuschüsse 
zu einer Maßnahme aussetzen, wenn sich bei 
einer Kontrolle Unregelmäßigkeiten oder eine 
der Kommission nicht zur Zustimmung vorge- 
legte wesentliche Änderung in der Art oder im 
Inhalt dieser Maßnahme herausstellen. 


TITEL IV 

Schlußbestimmung 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Eingliederungsplan 

Haushaltsplan 1974 


Kapitel 


Verpflichtungs- 

ermächtigung 

Zahlungsermächtigung 

XXX 

Ausgaben 
nach Artikel 4 

XXX 

XXX 

XXX 

Ausgaben 
nach Artikel 1 1 

XXX 

XXX 
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Begründung 

1. Die Kommission hat dem Rat auf der Grundlage 
von Artikel 235 des Vertrages die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für Regionalentwicklung vorge- 
schlagen. 

2. Nach Artikel 2 dieses Vorschlags sollen jedes 
Jahr anhand des von der Kommission aufgestellten 
Vorentwurfs die für die Tätigkeit des Fonds in dem 
betreffenden Haushaltsjahr bewilligten Mittel in den 
Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften ein- 
gesetzt werden. Nach Artikel 2 dieses Vorschlags 
sollen ferner in einer nach Artikel 209 des Vertrages 
zu erlassenden Haushaltsordnung die Modalitäten 
festgelegt werden, nach denen die Ausgaben bewil- 
ligt werden können. 

3. Um einen elastischen und wirksamen Einsatz 
des Fonds zu ermöglichen, müssen unter dem Titel 
des Haushaltsplans der Gemeinschaften, in dem die 
Mittel für den Europäischen Fonds für Regionalent- 
wicklung eingesetzt sind, die Verpflichtungsermäch- 
tigungen und die Zahlungsermächtigungen zu er- 
sehen sein. 


4. Nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der Haus- 
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Euro- 
päischen Gemeinschaften sind die Mittel, die zur Er- 
füllung der zwischen dem 1. Januar und dem 31. De- 
zember ordnungsgemäß eingegangenen Zahlungs- 
verpflichtungen benötigt werden, mit Ausnahme der 
nach dem 15. Dezember eingegangenen Zahlungs- 
verpflichtungen für Lieferungen und Leistungen, nur 
auf das folgende Haushaltsjahr zu übertragen. 

5. Der Europäische Fonds für Regionalentwicklung 
beteiligt sich an Investitionen, die sich über Jahre 
erstrecken können. 

Es muß also vorgesehen werden, daß die Kommis- 
sion, wenn die Gewährung eines Zuschusses aus dem 
Fonds beschlossen ist, die entsprechenden Mittel 
bei den Einnahmen des Fonds für die Zahlungen bin- 
det, die in dem Haushaltsjahr, in dem die Verpflich- 
tung eingegangen wurde, sowie in den folgenden 
Haushaltsjahren zu leisten sind, damit sämtliche 
sich aus diesen Verpflichtungen ergebenden Ausga- 
ben gedeckt sind. Infolgedessen muß eine Abwei- 
chung von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c vorge- 
sehen werden, damit die gebundenen Mittel auto- 
matisch übertragen werden können. 
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